
Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums

Gesetz vom 7. April 1933
(Reichsgesetzblatt I S. 175)

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1

(1) Zur Wiederherstellung eines nationalen Berufsbeamtentums und zur Vereinfachung der
Verwaltung können Beamte nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen aus dem Amt entlassen
werden, auch wenn die nach dem geltenden Recht hierfür erforderlichen Voraussetzungen nicht
vorliegen.
{ … }

§ 2

{ … }

§ 3

(1) Beamte, die nicht arischer Abstammung sind, sind in den Ruhestand (§§ 8 ff.) zu versetzen; soweit
es sich um Ehrenbeamte handelt, sind sie aus dem Amtsverhältnis zu entlassen.
(2) Abs. 1 gilt nicht für Beamte, die bereits seit dem 1. August 1914 Beamte gewesen sind oder die im
Weltkrieg an der Front für das Deutsche Reich oder für seine Verbündeten gekämpft haben oder
deren Vater oder Söhne im Weltkrieg gefallen sind. Weitere Ausnahmen können der Reichsminister
des Innern im Einvernehmen mit dem zuständigen Fachminister oder die obersten Landesbehörden
für Beamte im Ausland zulassen.

§ 4

Beamte, die nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür bieten, daß sie
jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten, können aus dem Dienst entlassen werden. Auf
die Dauer von drei Monaten nach der Entlassung werden ihnen ihre bisherigen Bezüge belassen. Von
dieser Zeit an erhalten sie drei Viertel des Ruhegeldes (§ 8) und entsprechende
Hinterbliebenenversorgung.

§ 5 ff.

{ … }

Aus: http://www.servat.unibe.ch/law/dns/berufsbeamtentum.html (11. 07. 2007).
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